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wählt“ werden (S.  141). Damit widerlegt der Autor die weitverbreitete Annah-
me, dass die Anwendung polnischen Rechts zu einem „Lohndumping“ führe.

6. Wypychs Monografie beleuchtet die Rechtslage des fast schon sprichwört-
lichen „polnischen Klempners“ von allen Seiten. Der Leser hält in Wirklichkeit 
ein kleines Handbuch für die Überlassung polnischer Arbeiter an deutsche Be-
triebe in den Händen. Dabei zeigt der Autor, dass der allgegenwärtige „Lohn
dumping“-Vorwurf in dieser Pauschalität nicht zutrifft. Mitnichten ist es so, 
dass die Anwendbarkeit des Heimatrechts des Leiharbeitnehmers zwangsläufig 
niedrigere Löhne zur Folge hätte. Das Problem liegt nicht im geltenden Recht. 
Vielmehr mangelt es an der Kenntnis und an der Durchsetzung der komplizier-
ten Rechtslage. Das ist eine wichtige Erkenntnis für den öffentlichen Diskurs 
um die Verleihung und Entsendung von osteuropäischen Arbeitnehmern (Stich-
wort: Reform der Entsenderichtlinie). Diese Münsteraner Dissertation leistet 
hierzu einen wertvollen Beitrag.

Hamburg	 Lech Kopczyński

Takahashi, Eiji: Die Rezeption und Konvergenz des deutschen Handels- und 
Gesellschaftsrechts in Japan. Gesammelte Schriften. – Baden-Baden: Nomos 
2017, 401 S. (Recht in Ostasien. 16.)

1. Am japanischen Recht interessierten Rechtsvergleichern ist der Name des 
Handels- und Gesellschaftsrechtlers Eiji Takahashi aus zahlreichen Beiträgen 
bestens bekannt. Der Autor ist mit seinen Publikationen seit Langem einer der 
wichtigsten Vermittler im rechtswissenschaftlichen Austausch zwischen Japan 
und Deutschland. Seit dem Erscheinen seiner Göttinger Dissertation zu kon-
zernrechtlichen Fragen im Zusammenhang mit japanischen Unternehmens-
gruppen im Jahr 19941 hat er regelmäßig in westlichen, darunter zahlreichen 
deutschen, Publikationen zum japanischen Recht veröffentlicht.2 Der hier vor-
zustellende Band vereinigt 19 Beiträge in teils englischer, überwiegend aber 
deutscher Sprache zu unterschiedlichen Themen des japanischen Handels-,  
Gesellschafts- und Übernahmerechts, die in den Jahren 1998 bis 2016 an ver-
streuten Stellen publiziert wurden und entsprechend schwer zugänglich waren. 
Es ist das große Verdienst des Verfassers, diese mit dem vorliegenden Band nun-
mehr gebündelt für den deutschen Leser aufbereitet zu haben, dem sich auf 
diese Weise eine Fülle von Informationen zum einschlägigen Recht in Japan 
erschließt.

1  Eiji Takahashi, Konzern und Unternehmensgruppe in Japan – Regelung nach dem deut-
schen Modell?, Eine vergleichende Untersuchung nach japanischem und deutschem Konzern-
recht (1994); rezensiert von Harald Baum, Mitteilungen der DJJV Nr.13/14 (1994/95) 131 ff.

2  Und, korrespondierend, ebenso zum deutschen Recht in Japan, siehe etwa Eiji Takaha
shi, Doitsu kaisha-hō gaisetsu [Überblick über das deutsche Gesellschaftsrecht] (2012); Doitsu 
kaisha-hō, shihon shijō-hō kenkyū [Studien zum deutschen Gesellschafts- und Kapitalmarkt
recht], hrsg. von Masaru Hayakawa / Shōsaku Masai / Hiroyuki Kansaku / Eiji Takahashi 
(2016).
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2. Thematisch gliedert sich der Sammelband in fünf Abschnitte. Der erste 
Teil ist Fragen der „Rezeption und Konvergenz“ gewidmet (S.  11–60). Mit 
„Rezeption“ ist der prägende Einfluss des deutschen Handels- und Gesell-
schaftsrechts auf das im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts entstehende moder-
ne japanische Recht gemeint. Der Begriff der Konvergenz bezieht sich demge-
genüber auf das Phänomen, dass sowohl das japanische als auch das deutsche 
Gesellschaftsrecht seit der Mitte des 20. Jahrhunderts zunehmend durch Ein-
flüsse aus dem US-amerikanischen Recht geprägt werden.3 Beispiele sind etwa 
die Einführung der Aktionärsklage (derivative action), der business judgment rule 
oder unabhängiger Verwaltungsrats- bzw. Vorstandsmitglieder (independent di-
rectors)4, die heute als legal transplants aus den USA im japanischen wie im deut-
schen Gesellschaftsrecht verankert sind. Beide Rechtsordnungen folgen damit 
zumindest in Teilen dem vom Verfasser kritisch gesehenen „weltweiten Trend 
zu einer ‚Amerikanisierung‘ der Gesellschaftsrechtsordnungen“ (S.  5).5

Der zweite Teil ist dem zentralen Thema der Corporate Governance gewid-
met (S.  61–143). Vier Beiträge aus den Jahren 2004 bis 2013 beleuchten unter-
schiedliche Aspekte des Phänomens. In einem Beitrag aus dem Jahr 2004 geht 
es zunächst um die Entwicklung des Gesellschaftsrechts von seinen Anfängen 
bis zum Beginn des 21. Jahrhunderts und die allmähliche Herausformung eines 
Bewusstseins für die mit dem Begriff der Corporate Governance umschriebe-
nen Fragestellungen. Der Verfasser zeigt anschaulich auf, wie die Rechtstrans-
plantate aus dem US-amerikanischen Gesellschaftsrecht in Japan in unter-
schiedlicher Ausprägung Fuß gefasst haben.

Ähnlich wie für Deutschland lässt sich auch für Japan von einer „Reform in 
Permanenz“ im Bereich des Gesellschaftsrechts sprechen. Mit einer Reform im 
Jahr 2002 hat Japan (im Ergebnis) den dort inkorporierten Unternehmen die 
Wahl zwischen einer monistischen und einer dualistischen Organisationsverfas-
sung ermöglicht (S.  75 ff.). Ein Beitrag aus dem Jahr 2006 stellt die grundlegen-
de Novellierung der gesellschaftsrechtlichen Regelungen vor, mit der im Jahr 
2005 eine Überführung selbiger aus dem Handelsgesetz in das neu geschaffene 
Gesellschaftsgesetz vollzogen und unter anderem die Rechtsform der GmbH 
abgeschafft wurde (S.  107 ff.). Das neue Gesetz bietet den japanischen Unterneh-
men eine eindrucksvolle Vielfalt möglicher Organisationsstrukturen, zwischen 
denen sie, abhängig von ihrer Größe und Öffnung für das anlegende Publikum, 

3  Dazu rechtsvergleichend ferner Jan von Hein, Amerikanisierung des Wirtschaftsrechts in 
Japan und Deutschland?, Einflüsse auf die Entwicklung der Gesetzgebung in Deutschland am 
Beispiel des Gesellschafts- und Kapitalmarktrechts, in: Rechtstransfer in Japan und Deutsch-
land, hrsg. von Harald Baum / Moritz Bälz / Karl Riesenhuber (2013) 95 ff.; Hiroyuki Kansaku, 
Der Einfluss des deutschen und amerikanischen Rechts auf das japanische Gesellschafts- und 
Kapitalmarktrecht, ebd. 143 ff.

4  Rechtsvergleichend Harald Baum, The Rise of the Independent Director in the West: 
Understanding the Origins of Asia’s Legal Transplants, in: Independent Directors in Asia:  
A Historical, Contextual and Comparative Approach, hrsg. von Dan W. Puchniak / Harald 
Baum / Luke R. Nottage (2017) 21 ff.

5  Skeptisch auch Harald Baum, The Role of International „Legal Fashions“ in Reforming 
National Corporate Laws, in: Droit japonais, droit français, quelle réforme?, hrsg. von Bea-
trice Jaluzot (2018, in Vorbereitung).
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wählen können. Zu Recht spricht der Verfasser diesbezüglich von einem „mo-
dularen System“ des novellierten Gesellschaftsrechts (S.  113 ff.). Der abschlie-
ßende Beitrag dieses Abschnittes greift Fragen der bislang jüngsten Reformrun-
de auf, die im Jahr 2012 ihren Anfang nahm und unter anderem zur Einführung 
eines Stewardship Code (2014) und eines Corporate Governance Code (2015) 
in Japan führte.6

Im Mittelpunkt des dritten Teils – einer der inhaltlichen Schwerpunkte des 
Bandes – steht das Recht der verbundenen Unternehmen in Japan (S.  147–284). 
Hierfür hat der Verfasser den deutschen Begriff „Konzernrecht“ als Überschrift 
gewählt. Dies sollte allerdings nicht zu einer Gleichsetzung der einzelnen ein-
schlägigen japanischen Regelungen mit dem sehr spezifisch ausgestalteten deut-
schen Konzernrecht verleiten. Die fünf Beiträge in diesem Abschnitt stammen 
aus den Jahren 1998 bis 2016 und sind teils in deutscher, teils in englischer 
Sprache verfasst.

Infolge der Zerschlagung der zaibatsu, der früher unter dem Dach von Hol-
dinggesellschaften organisierten japanischen Unternehmensgruppen, durch die 
amerikanische Besatzungsmacht nach 1945 befanden sich die Aktien börsenno-
tierter Gesellschaften für einige Zeit überwiegend im Streubesitz. Schon bald 
lebten jedoch etliche der früheren Konglomerate in neuer Form wieder auf. 
Zwecks einer intensiven Zusammenarbeit und als Absicherung gegen externe 
Einflüsse, namentlich feindliche Übernahmen durch ausländische Akteure, ent-
stand ein Netzwerk wechselseitiger Beteiligungen in Form horizontal verbun-
dener Unternehmensgruppen (keiretsu), die weite Teile der japanischen Wirt-
schaft der Nachkriegszeit dominierten. Zentrales Charakteristikum war und ist 
eine dezentrale Entscheidungsfindung auf der Ebene der einzelnen Gruppenge-
sellschaften, was die Frage aufwirft, ob es sich wirklich um Konzerne im Sinne 
des deutschen Rechts handelt (dazu etwa S.  152 ff.). Die im Einzelfall jeweils 
geringen Beteiligungsquoten entziehen sich weitgehend wettbewerbs- wie ge-
sellschaftsrechtlichen Regelungen, entfalteten aber in ihrer Aggregation von 
ursprünglich mehr als 20 Prozent innerhalb der Gruppen erhebliche Wirkung.

Wie der Verfasser, dessen eingangs erwähnte deutsche Dissertation bereits 
diesem Thema gewidmet war, anschaulich aufzeigt, hat sich der japanische Ge-
setzgeber seit Langem, aber nicht übermäßig erfolgreich bemüht, dieses Phäno-
men rechtlich in den Griff zu bekommen. Ein eher grobes Instrument ist aus 
Sicht des Verfassers der Stimmrechtsentzug des Art.  308 Gesellschaftsgesetz, der 
bei einer wechselseitigen Beteiligungsquote ab 25 Prozent greift. Im Zuge des 
Rückganges der Beteiligungsquoten in den vergangenen Jahren habe sich das 
Problem zwischenzeitlich aber bis zu einem gewissen Grad entschärft, sodass 
keine Notwendigkeit mehr bestehe, eigene Regelungen für die Unternehmens-
gruppen als solche zu schaffen (S.  167). Einzelregelungen, die dem Schutz der 
Aktionäre und Gläubiger vor allem der Tochtergesellschaften von Gruppenge-
sellschaften dienten, seien jedoch erforderlich und auszubauen (S.  167 f.).

6  Siehe dazu auch Hiroyuki Kansaku, Genuine Self-regulation in Japanese Capital Markets: 
The Stewardship Code – In Comparison to the Corporate Governance Code, in: Self-regu-
lation in Private Law in Japan and Germany, hrsg. von Harald Baum / Moritz Bälz / Marc 
Dernauer (2018) 61 ff.
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Der kurze vierte Abschnitt besteht aus einem rechtsvergleichenden Beitrag 
aus dem Jahr 2010 zu Unternehmensübernahmen im japanischen und deutschen 
Kontext (S.  287–310). Auffällig ist, dass trotz verschiedener japanischer, vor al-
lem aber auch ausländischer Versuche in Japan bislang so gut wie keine feindli-
che Übernahme erfolgreich war.

Der abschließende fünfte Teil ist Grundsatzfragen gewidmet (S.  311–397). 
Angesprochen werden in Beiträgen aus den Jahren 2010 bis 2016 die Themen 
Arbeitnehmerschutz im Gesellschaftsrecht, Rechtsfragen geschlossener Kapital-
gesellschaften, aktienrechtlicher Gleichbehandlungsgrundsatz und Treuepflicht, 
die Entwicklung der Lehre von der Mitgliedschaft und die Verfassungsmäßig-
keit des Squeeze-out in Japan. Ein Verzeichnis der abgedruckten Schriften run-
det den Band ab.

3. Mit „Rezeption und Konvergenz“ hat der Verfasser ein faszinierend zeit-
loses Kaleidoskop seines rechtsvergleichenden wissenschaftlichen Schaffens vor-
gelegt, das einmal mehr seine zentrale Rolle im Rechtsvergleich zwischen Japan 
und Deutschland unterstreicht und ein Lesevergnügen der besonderen Art be-
reitet.

Hamburg	 Harald Baum

Hamza, Gábor: Studies on Legal Relations between the Ottoman Empire / the 
Republic of Turkey and Hungary, Cyprus, and Macedonia. Selected Essays 
in Hungarian, English, German, and Turkish. – Berlin: Klaus Schwarz 2017. 
189 S.

Das hier rezensierte Buch ist eine Sammlung von ausgewählten Texten, die 
Gábor Hamza (Professor an der Eötvös Loránd Universität in Budapest) in den 
Bereichen Rechtsgeschichte und Rechtsvergleichung publiziert hat. Die ausge-
wählten Beiträge sind in ungarischer, deutscher und englischer Sprache verfasst. 
Zusätzlich wurde ein Beitrag ins Türkische übersetzt. Die Autorin dieser Re-
zension verfügt über keine ungarischen Sprachkenntnisse, sodass sich die fol-
genden Anmerkungen auf die Beiträge in englischer, deutscher und türkischer 
Sprache beschränken.

Das Buch gliedert sich, nach einem Vorwort von Kinga Hazai (S.  7 f. englisch, 
9 f. ungarisch), in fünf Teile: zum Privatrecht in Zypern (S.  12–23), zum Islam 
im ungarischen Recht (S.  25–54), zur Kodifikation des türkischen Privatrechts 
(S.  56–89), zur Mazedonien-Frage (S.  93–122) und zu Andreas B. Schwarz 
(S.  124–177). Der Epilog von János Hóvári schließt das Buch ab.

Der erste Aufsatz befasst sich mit der „Entwicklung des Zivilrechts in Zy-
pern“, zunächst in ungarischer (S.  12–15), dann in deutscher (S.  16–19) und 
schließlich in englischer Sprache (S.  20–23).1 Dieser Text gibt einen kurzen 
Überblick über historische und damit zusammenhängende juristische Entwick-
lungen auf der Insel seit dem 4. Jahrhundert. Im Kern handelt es sich hierbei um 

1  Die originale Version in ungarischer Sprache erschien, so der Hinweis auf S.  189, in: 
Magyar Jog 58 (2011) 453–456.
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